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1. Orientierung
Obwohl Hochschulen ein wesentlicher Pfeiler in der Bildungslandschaft sind, werden 
sie aus Sicht der Kommunalpolitik immer noch als geschlossene unantastbare Ein-
heiten wahrgenommen. Hochschulen können nicht nur die Bildungsmöglichkeiten 
vor Ort komplettieren sondern sie bieten auch für die Regionalentwicklung umfäng-
liche Möglichkeiten.
„Hochschulstadt“, „Wissenschaftsstadt“ oder „wissensbasierte Stadtentwicklung“ sind 
Schlagwörter einer Debatte, in der Hochschul- und Forschungsentwicklung auf der 
einen Seite und Stadt- und Regionalentwicklung auf der anderen Seite zusammen 
gedacht werden. Die folgenden Ausführungen sollen einen Einblick in die Debatte 
und die Konzepte liefern und gleichzeitig Ausblicke für Kommunen liefern, die sich als 
Hochschulstandorte begreifen.
Seit ihrem Bestehen arbeiten Hochschulen, Studentenwerken und kommunalen Ein-
richtungen und Strukturen getrennt voneinander. Der demografische Wandel und 
die Herausforderungen eines zunehmenden internationalen Wettbewerbs erfordern 
jedoch engere Kooperationen zwischen den Institutionen und eine gemeinsame Ent-
wicklungsplanung: Regionalentwicklung und Hochschulentwicklung müssen in den 
kommenden Jahren stärker zusammen gedacht werden, denn Hochschulen bieten 
für die Region einen wertvollen Impuls und für die Absolvent_innen und andere 
Hochschulangehörige wertvolle Chancen. Dazu bedarf es einer gegenseitigen Ent-
wicklungsplanung, die viele Felder der Stadt- und Regionalentwicklung beinhalten 
muss. Neben den sozialen Rahmenbedingungen für Studierende und Hochschulan-
gehörige, beinhaltet dies auch Mobilitätsangebote, Wohnungspolitische Konzepte, 
Stadt- und Regionalentwicklung, vor allem aber auch Arbeitsmarktpolitische 
Leitlinien und Kooperationen mit den ansässigen Unternehmensstrukturen und 
Wirtschaft.
Im Folgenden sollen Herausforderungen und Chancen einer Stadt- und Regional-
entwicklung für Kommunen dargelegt werden, die sich als Hochschulstandorte 
begreifen. Fernen sollen Handlungsempfehlungen für die verschiedenen Adressaten 
und Nutzer_innengruppen darlegt werden.
61.1. Rahmenbedingungen
Hochschulen und deren Mitglieder sind zum einen ein wichtiger Motor von Wirt-
schaft-, Struktur- und Regional- resp. Stadtentwicklung, zum anderen müssen 
einige Rahmenbedingungen geschaffen werden, um Mitgliedern der Hoch-
schulen Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen.
1. Hochschulentwicklung und Stadt- und Regionalentwicklung zusammen denken
Hochschulen sind gesetzlich verpflichtet, Hochschulentwicklungspläne zu erarbeiten. 
Zu oft geschieht dies unabhängig von der Kommunalentwicklung. Beides muss 
zukünftig zusammen gedacht werden. Dazu bedarf es zunächst einer Bestandsauf-
nahme von Hochschulangeboten auf der einen Seite und mögliche Berufsfeldern 
auf der anderen Seite. Eine Hochschule, deren Standort insbesondere Arbeitsplätze 
im Dienstleistungssektor anbietet, aber keine Industrie vorzuweisen hat, ist schlecht 
beraten Geisteswissenschaften zu streichen und vermehrt auf MINT-Fächer zu setzen. 
Eine Hochschule, die an einem Industriestandort angesiedelt ist, ist gut beraten, für 
die ansässigen Betriebe qualifiziert auszubilden sowie Kooperationen und Vernetzung 
voranzutreiben (Praktika, Duales Studium usw.). Jenseits der vorhandenen Fächer- 
und Arbeitsmarktstruktur bietet eine intelligente Verzahnung von Hochschul- und 
Kommunalentwicklung auch die Chance, insbesondere in wissensbasierten Branchen 
neue Unternehmen und Arbeitsplätze zu schaffen.
2. Vernetzung vor Ort
Hochschulen können je nach Standort wesentliche Weichen für die Entwicklung von 
Kommunen stellen. Insbesondere in kleineren Hochschulstandorten zeigt sich die heraus-
ragende Bedeutung von Hochschulen. Kommunen sollten zur Förderung der Regional-
entwicklung die Vernetzung mit Industrie und Wirtschaft vorantreiben und Kooperations-
möglichkeiten schaffen. Die geschaffenen Vernetzungsstrukturen ermöglichen, dass gut 
ausgebildete Menschen in den Regionen bleiben, sich verwurzeln und weiterhin zur Fort-
entwicklung beitragen. Hochschulen und Kommunen müssen gemeinsam Perspektiven 
für eine geeignete Regional- und Stadtentwicklung forcieren.
3. Perspektiven schaffen: Vernetzung mit Industrie und Wirtschaft
Der demografische Wandel wird die Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte 
sein. Mag man den Prognosen Glauben schenken, dass bald nahezu 50% eines Jahr-
gangs einen Hochschulabschluss haben werden, müssen Kommunen tragfähige 
Konzepte erarbeiten, um den Absolvent_innen Zukunftsperspektiven in der Region 
zu ermöglichen. Eine Region oder eine Stadt kann es sich nicht leisten, die besten 
Köpfe abwandern zu lassen, sondern muss sich den Herausforderungen stellen. Auch 
Hochschulen müssen sich dieser Verantwortung bewusst sein und Kooperationen 
und Strukturen entwickeln, um Berufsaussichten für Absolvent_innen zu schaffen. 
Was können Kommunen und Regionen tun, um das Bestmögliche für ihre Regional-
entwicklung zu leisten und was können sie tun, um die Hochschulabsolvent_innen in 
der Region zu halten?
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1.2. Bestandsaufnahme
In Sachsen gibt es folgende Hochschulen in staatlicher Trägerschaft:
Universitäten:
Technische Universität Chemnitz,
Technische Universität Dresden,
Technische Universität Bergakademie Freiberg,
Universität Leipzig,
Kunsthochschulen:
Hochschule für Bildende Künste Dresden,
Hochschule für Musik Carl Maria von Weber Dresden,
Palucca Hochschule für Tanz Dresden,
Hochschule für Grafik und Buchkunst Leipzig,
Hochschule für Musik und Theater „Felix Mendelssohn Bartholdy“ Leipzig,
Fachhochschulen – Hochschulen für angewandte Wissenschaften:
Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden – Hochschule für angewandte 
Wissenschaften,
Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig – Hochschule für angewandte 
Wissenschaften,
Hochschule Mittweida – Hochschule für angewandte Wissenschaften,
Hochschule Zittau/Görlitz – Hochschule für angewandte Wissenschaften,
Westsächsische Hochschule Zwickau – Hochschule für angewandte Wissenschaften.
Hinzu treten zahlreiche kleinere Hochschulen in privater oder kirchlicher Trägerschaft.
Daraus ergeben sich neben den Großstädten Dresden, Leipzig und Chemnitz 
folgende Regionen, die als Hochschulstandorte für die Regionalentwicklung 
Sachsens von Bedeutung sind: Zittau, Görlitz und die Oberlausitz, Mittweida, Frei-
berg und Mittelsachsen, Zwickau und Westsachsen.
Die jeweiligen regionalen Gegebenheiten müssen bei der Standortentwicklung eine 
tragende Rolle spielen. Dazu gehören folgende Bereiche: Studierenden-Analyse (Her-
kunft, Verbleib und Weggangsanalyse), Soziale Rahmenbedingungen, Wirtschafts- 
und Industrieansiedlung, Hochschulprofil.
8Zielebenen einer Kommune als erfolgreicher Hochschulstandort:
1. Vernetzung und Kooperationsstrukturen der (Bildungs-) Akteure
2. kommunale Infrastruktur
3. Soziale Rahmenbedingungen
4. Bildung/ Wissenstransfer
5. Öffentlichkeitsarbeit/ Standortprofilierung
6. Perspektiven schaffen
Exkurs: Stadt der Wissenschaft
Der Stifterverband für die deutsche Wissenschaft hat in den Jahren 2005- 2012 jähr-
lich (außer 2010) den Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ ausgeschrieben.
Bewerben konnten sich Städte, die Projekte und Initiativen initiierten mit denen Stadt, 
Bevölkerung, Wissenschaft und Wirtschaft zusammen gebracht werden.
Die Ausschreibung verfolgte das Ziel, folgende Ideen umzusetzen:
1. Die Vernetzung von Stadt, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und Bildung befördern
2. Bürgerinnen und Bürger für Wissenschaft und Forschung begeistern und den 
Dialog über Bildung und Wissenschaft anstoßen
3. Einen Beitrag zur regionalen Identität als Wissenschaftsstadt leisten
1. Bildung und Wissenschaft in der Entwicklungsstrategie der Stadt verankern 1
Im Jahre 2006 wurde Dresden Stadt der Wissenschaft. Im Zuge des 800-jährigen 
Stadtjubiläums wurde die Feierlichkeiten eng mit Wissenschaft verknüpft. Folgende 
Projekte wurde im Zuge des Wettbewerbs umgesetzt:
1. Tal der Ahnungsdosen: Wissenschaftsideen von der Bevölkerung wurden in Dosen 
gesammelt (Slogan spielt an auf „Tal der Ahnungslosen“ - wie Dresden im Volksmund 
genannt wird)
2. ErkennBar: An den Elbwiesen wurde ein Ort mit umfangreichen Begleitprogramm 
zum Wissenschaftsaustausch geschaffen.
3. Lange Nacht der Wissenschaften: Hochschul- und Forschungseinrichtungen 
öffneten ihre Türen und Labore. Mit mehr als 200 Veranstaltungen wurde für alle 
Altersklassen Wissenschaft erlebbar.
Die Evaluation des Wettbewerbs ergab eine erfolgreiche Bilanz: Nicht nur die Sieger-
städte, sondern bei allen teilnehmenden Städten (85%) konnten positive Effekte 
verbucht werden. Darunter die Etablierung von langfristigen Netzwerken und 
Kommunikationsstrukturen, Öffentlichkeitsarbeit und Profilierung des Städteimages.
1 Vgl.: Ausschreibung des Stifterverbandes für die deutsche Wissenschaft; 2011
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Als negativ wurde die geringe Beteiligung der Kommunalpolitik angesehen, sie wurde 
sogar als entwicklungshemmend angesehen. Ferner wurde als Perspektive eine 
zunehmende Europäisierung bzw. Internationalisierung des Wettbewerbs gewünscht.
Handlungsempfehlungen aus dem Wettbewerb:
I. Wissenschaft als Standortprofilierung
2. Die Städte sollen Wissenschaft als Entwicklungsmotor für die Standortentwicklung 
erkennen und optimal nutzen
3. Die Städte sollen dazu ermutigt werden, ihr Potential in Wissenschaft, Forschung 
und Technologie auszuschöpfen
4. Das Ideenspektrum und Innovationspotential der Städte soll gesteigert werden
II. Netzwerke als Voraussetzung für die Standortprofilierung über Wissenschaft
1. Etablierung von langfristigen und fruchtbaren Kontakten und Netzwerken zwi-
schen den Akteuren von Wissenschaft, Forschung, Kultur und Stadtverwaltung
2. Engerer Austausch zwischen Gesellschaft und Wissenschaft
3. Barrieren zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sollen abgebaut und der Aus-
tauschprozess verstetigt werden.
III. Öffentlichkeitsarbeit
1. Öffentlicher Dialog und langfristiges Interesse an Wissenschaft
2. Wissenschaft soll Begeisterung in der Bürgerschaft schaffen und einen Identi-
fikationswert stiften.2
2  Vgl.: Evaluationsbericht „Stadt der Wissenschaft“; 2010
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2. Herausforderungen
Deutschland hat mehr als 400 Hochschulen, die sich auf rund 180 Standorte verteilen. 
Über 2,1 Millionen Studierende und jährlich rund 350.000 – 400.000 Studienanfänger_
innen sind an deutschen Hochschulen immatrikuliert. Hinzu kommt das Hochschul-
personal : Wissenschaftliches/ Künstlerisches Personal - ca. 170-200 Beschäftigte pro 
1.000 Studierende, davon 20-25 Professor_innen pro 1.000 Studierende; Verwaltungs-
angestellte - ca. 150-170 Beschäftigte pro 1.000 Studierende.
Übersicht der Hochschulangehörigen im Vergleich zur Einwohnerzahl (Stand 2010)3
Bundesweite Spitzenreiter:
Stadt Jena: 104.449 Einwohner, Hochschulangehörige gesamt: 33.899; 
25.298 Studierende, 8.006 weitere Hochschulangehörige (davon: 4.680 
Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter, 531 Professor_innen, 3.921 
Verwaltungsangestellte)
—› 32% Anteil an der Gesamtbevölkerung
Stadt Greifswald: 54.362 Einwohner, Hochschulangehörige gesamt: 16.487; 
12.304 Studierende, 4.183 weitere Hochschulangehörige (davon 2.276 wissenschaft-
liche und künstlerische Mitarbeiter, 258 Professor_innen,
1.907 Verwaltungsangestellte)
—› 30% Anteil an der Gesamtbevölkerung
Im Vergleich: Sächsische Großstädte
Dresden: 517.052 Einwohner, Hochschulangehörige gesamt: 59.907; 44.707 
Studierende, 15.200 weitere Hochschulangehörige (davon 8.271 wissenschaftliche 
und künstlerische Mitarbeiter, 939 Professor_innen, 6.930 Verwaltungsangestellte)
—› 12 % Anteil an der Gesamtbevölkerung
Leipzig: 518.862 Einwohner, Hochschulangehörige gesamt: 41.724; 
31.137 Studierende, 10.587 weitere Hochschulangehörige (davon 5.760 wissenschaft-
liche und künstlerische Mitarbeiter, 654 Professor_innen,
4.826 Verwaltungsangestellte)
—› 8 % Anteil an der Gesamtbevölkerung
Freiberg: 40.800 Einwohner_innen, Hochschulangehörige gesamt: 7.682; 
5.575 Studierende, 2107 weitere Hochschulangehörige (davon 86 Professor_innen)
—› 19 % Anteil an der Gesamtbevölkerung
Diese Hochschulangehörigen stellen insbesondere in Ballungszentren einen großen 
Teil der Bevölkerung und sind damit ein wesentlicher Faktor für die Stadt- und 
Regionalentwicklung.
3 Vgl.: Thomas Abraham, emprica Institut. In: Hochschulstadt: ein Modell für die Zukunft Deutschlands, Dokumentation; 2010
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Studierende:
- Einfluss auf Stadtimage: jung, kreativ usw.
- Mobilität
- studentischer Wohnraum
- Bildungs- und Kulturangebote (Freie Szene, Hochkultur, Bibliotheken usw.)
- Gastronomie
sonstige Hochschulangehörige:
- Einfluss auf Stadtimage: hochqualifiziert, kreativ, sozial und kulturell interessiert usw.
- Mobilität
- hochklassiger Wohnraum
- Bildungs- und Kulturangebote (Schul- und Kitanetzplanung, Hochkultur)
- Gastronomie
2.1. Wohnungsmarkt
Die Anzahl der Hochschulangehörigen kann für den Wohnungsmarkt enorme Aus-
wirkungen haben. Die verschiedenen Mitgliedergruppen der Hochschulen haben 
verschiedene Ansprüche. Während Professor_innen vermutlich eher sanierten hoch-
klassigen Wohnraum in Anspruch nehmen, werden Studierende eher auf preiswerten 
Wohnraum zurückgreifen. Zudem gibt es zumeist durch das mit dem Wintersemester 
beginnende akademische Jahr im Oktober eine erhöhten Druck auf dem Wohnungs-
markt Hinzu kommt eine hohe Fluktuation nicht nur bei den Studierenden, sondern 
auch beim wissenschaftlichen und künstlerischen Personal durch befristete Ver-
träge Eine hochschulstandortabhängige Analyse des Wohnungsmarktes ist deshalb 
unerlässlich.
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Die Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes zeigt deutlich, wie sich in den 
letzten Jahren die Wohnformpräferenzen verändert haben:
Ferner gibt es eine unterschiedliche Entwicklung in den alten und neuen Bundes-
ländern. Insbesondere die Wohnform Wohngemeinschaft erlebt einen Zuwachs, 
während das Wohnheim kontinuierlich an Nachfrage verliert. Hier müssen 
Kommunen, Wohnungsbaugesellschaften und Studentenwerk gemeinsam dem 
Bedarf gerecht werden und geeigneten Wohnraum insbesondere im deutlich unter-
repräsentierten Segment oberhalb von 2- und 3-Raum-Wohnungen schaffen.
In Sachsen leben nur rund 12 % der Studierenden bei den Eltern. Dies entspricht im 
Ländervergleich dem drittletzten Platz (zum Vergleich: im Saarland liegt diese Quote 
bei 48 %). Dagegen liegt die Quote der im Wohnheim lebenden Studierenden mit 12 
% im oberen Mittelfeld. Ebenfalls im oberen Mittelfeld liegt Sachsen bei der Quote der 
Wohngemeinschaften mit 35 %.
Darüber hinaus ist das Alter und der Familienstand der Studierenden entscheidend. 
Je älter die Studierenden werden, desto mehr verschiebt sich die Präferenz der Wohn-
form auf Wohnraum, der allein beziehungsweise mit dem Partner oder den Kindern 
bewohnt werden können. Hier muss eine Kommune auch langfristig dafür Sorge zu 
tragen entsprechend Wohnraum zu erhalten oder zu schaffen, um für Hochquali-
fizierte geeignete Wohnungsangebote zu schaffen, . Auch die soziale Herkunft oder 
das Bildungsniveau der Eltern spielen bei der Wohnformpräferenz eine tragende Rolle. 
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Studierende mit bildungsfernem Hintergrund wohnen wesentlich häufiger bei den 
Eltern, als jene mit bildungsnaher Herkunft - deshalb ist es unabdingbar, die sozialen 
Rahmenbedingungen und Studienfinanzierungsgegebenheiten heranzuziehen.
Hinzu kommen wesentliche Unterschiede zwischen den Hochschularten und den 
Fächern in der Wohnraumwahl der Studierenden:
Jede Hochschule muss daher nach Herkunft, Hochschulart und Fächercluster eine 
Wohnraumanalyse fertigen, um für Studierende ein geeignetes studienförderndes 
Angebot zu schaffen. Hier müssen Kooperationen mit Studentenwerk, Wohnungsbau-
genossenschaften und privaten Investoren geschaffen werden.
ergab zudem deutliche Präferenzen der Studierenden bei der Wohnungssuche.4 So 
sind der Preis und die Wohnfläche sowie die Anbindung an Hochschulstandorte 
bzw. studentisches Wohnumfeld wesentlicher wichtiger als PKW-Stellplätze. Als 
besonderes Modell wurde die All-inclusive-Miete herausgehoben, welches beispiels-
weise für private Investoren eine wertvolles Indiz für die Schaffung studentischen 
Wohnraums sein kann.
4 Vgl.: Thomas Abraham, emprica Institut In: Hochschulstadt: ein Modell für die Zukunft Deutschlands, Dokumentation; 2010
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Überblick über die Ausgaben für Miete im Durchschnitt:
Wohnform 2006 2009 2012
Wohnheim 201 € 222 € 240€
Untermiete 234 € 237 € 248 €
Wohngemeinschaft 246 € 264 € 280 €
Wohnung mit Partner_in 292 € 302 € 319 €
Wohnung allein 316 € 341 € 357 €
(Vgl.: 20.Sozialerhebung)
Studierende und Hochschulangehörigen können für einen bereits belasteten 
Wohnungsmarkt neue Herausforderungen darstellen (steigende Mieten, Gentri-
fizierung usw.). Sie können aber auch für ganze Quartiere in der Stadtentwicklung 
Chancen mit sich bringen. So gibt es gute Bespiele aus Städten, wo zielführende 
Hochschulentwicklung und Stadtentwicklung aufeinander abgestimmt und neue 
Quartiere erschlossen wurden. Bei der Entwicklung studentischer Quartiere ist stets 
auf die soziale Ausgewogenheit zu achten. Nicht zuletzt sprechen die Ausgaben der 
Studierenden dafür, dass insbesondere auch in diesem Segment die Mieten steigen 
und Investoren hier Profite erzielen. Aber Studierende und andere Hochschulan-
gehörige lassen nicht nur Wohnraum, sondern auch Folgeeinrichtungen und Infra-
struktur wie Mobilitätsangebote oder Einkaufsmöglichkeiten entstehen.
Als Herausforderung muss zudem der höhere Umschlag von Wohnungen und eine 
kürzere Mietdauer hinzugezogen werden. Neben den Studierenden sind es auch die 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter, die meist aufgrund von Stand-
ortwechseln und befristeten Beschäftigungsverhältnissen die Wohnung wechseln. 
Dies kann zu Engpässen und einem Wettbewerb zwischen studentischen Wohnraum-
möglichkeiten im Segment der kleineren, preisgünstigere Wohnungen führen. Hier 
kann eine Kommune aktiv gegensteuern und bedarfsgerecht Wohnraum schaffen. 
Zum Beispiel kann über eine weitere Öffnung des Studienbeginnes auch zum 
Sommersemester nachgedacht werden, um Nachfragespitzen besser zu verteilen
2.2. Mobilität
Studierende und andere Mitgliedergruppen einer Hochschule erwarten ein 
umfassendes Mobilitätsangebot. Dies beinhaltet neben der Anbindung an den 
Regional- und Fernverkehr vor allem auch eine studienortnahe Verkehrsanbindung 
des ÖPNV, Fahrradfreundlichkeit und Semesterticket usw.. In vielen dieser Bereiche 
hat die Kommune einen erheblichen Einfluss.
Semesterticket
Die Semesterticketverhandlungen finden in der Regel zwischen Studierendenrat/ 
Studentenwerk und dem regionalen Verkehrsdienstleister statt. Allzu oft hält sich die 
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Kommune aus den Verhandlungen heraus. Die Verkehrsbetriebe sind jedoch in der 
Regel kommunale Eigenbetriebe und können gezielt die Mobilität von Studierenden 
fördern. Sie können Verantwortung übernehmen und die soziale Sonderlage von 
Studierenden (ähnlich wie bei Auszubildenden) berücksichtigen. Da auf diese Weise 
langfristig potentiell zahlungskräftige Kunden gebunden werden können, liegt die 
Schaffung attraktiver Angebote für Studierende im Eigeninteresse der Verkehrs-
betriebe. Die Studierenden sind eine konkrete Gruppe und werden an den ver-
schiedenen Hochschulen demokratisch vertreten, Kooperationen können hier also 
leicht vorangetrieben werden.
Radverkehrsplanung
Das Hauptverkehrsmittel der Studierenden ist, abhängig von den topographischen 
Gegebenheiten, in der Regel das Fahrrad. Als flexibles und kostengünstiges Ver-
kehrsmittel eignet sich gut, um an großen Hochschulstandorten zwischen den ver-
schiedenen Hochschuleinrichtungen schnell und mobil unterwegs zu sein. Eine 
Kommune kann gezielt die Radwege ausbauen, die durch Studierende frequentiert 
werden. Zudem muss die Kommune für ausreichend Fahrradabstellmöglichkeiten 
sorgen.
Fernverkehr
Je nach Analyse der Herkunft der Studierenden sollte auch bei der Verkehrs-
anbindung auf Ausgewogenheit geachtet werden. Oftmals sind es gerade die kleinen 
Hochschulstandorte, deren Studierendenschaft aus der Region kommt (Beispiel 
Technische Universität Freiberg: 67% der Studierenden kommen aus Sachsen, nur 
16% der Studierenden kommen aus den alten Bundesländern - im Vergleich dazu 
die Technische Universität Dresden: 40,1% der Studierenden kommen aus Sachsen, 
25,5 % aus den alten Bundesländern und 13,7 % aus dem Ausland). Hier kann eine 
Kommune politisch darauf hinwirken, dass die Regionalverbindungen bedarfsgerecht 
erhalten und ausgebaut werden. Ferner ist es für eine Hochschule und damit auch für 
die Kommune unabdingbar, eine bedarfsgerechte Fernanbindung zu gewährleisten, 
um nationale und international wettbewerbsfähig zu sein,
2.3. Soziales
Immer noch ist die soziale Herkunft und Bildungsnähe der Eltern entscheidend für die 
Wahl des Studiums. Dabei sind diese Faktoren auch wesentlich für die Hochschulart 
und das gewählte Fach. Zur Herausforderung für Kommunen und Regionen im Wett-
bewerb um die besten Köpfe ist es daher wichtig, Bildungsgerechtigkeit und soziale 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die es allen ermöglichen zu studieren. Eine Region 
kann sich nicht erlauben, weiterhin Potential zu verschenken. Wenn nur Schüler_
innen studieren, deren Eltern studiert haben, wird sich die soziale und bildungs-
politische Schere weiter verschärfen.
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Höchster Schulabschluss der Eltern von Studierenden von 1985 – 2012:
Die soziale Selektivität des Hochschulzugangs ist dabei in den neuen Bundesländern 
deutlich höher, auch wenn sich eine Angleichung an den Bundesdurchschnitt 
abzeichnet. In Sachsen weisen ca. 5% der Studienanfänger_innen einen “niedrigen” 
Bildungsstatus auf, 38 % einen “mittleren”, 27 % einen “gehobenen” und 30 % einen 
hohen Bildungsstatus.5 Damit verzeichnet Sachsen weit weniger Studienanfänger 
mit einer mittleren oder niedrigen Bildungsherkunft. Hier kann perspektivisch mehr 
getan werden, um Bildungsgerechtigkeit zu forcieren.
Dazu ist interessant, dass insbesondere bildungsferne Studienanfänger Studiengänge 
wählen mit einem konkreten Berufsbild. Auch hier können Modelle weiter entwickelt 
werden die dies fördern: Gezielte Bildungsberatung, neue Kooperationsstrukturen 
zwischen Hochschule und Unternehmen, Berufsfeldberatung an den Hochschulen, 
Praktikumsbörsen, Duale Studiengänge.
Für die sozialen Rahmenbedingungen von Studierenden sind zunächst die 
Studentenwerke verantwortlich. Sie bieten umfangreiche Angebote: BaföG, Sozialbe-
ratung, Mensen, Cafeterien, Wohnheime, Kinderbetreuung usw. Um ein abgestimmtes 
Angebot zum Beispiel an studentischem Wohnraum oder Kinderbetreuung vorzu-
halten empfehlen sich Absprachen mit der Kommune, bei denen jeweils vorauszu-
setzende Rahmenbedingungen und Kooperationen geklärt werden. Auch die Hoch-
schulen können insbesondere im Bereich der Kinderbetreuung qualitativ mit der 
5 Vgl. Glossar zur 20. Sozialerhebung des DSW, S. 617
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Kommune zusammenarbeiten, beispielsweise bei der Gründung von Betriebskinder-
gärten für die Betreuung von Kindern von Hochschulangehörigen oder die Bereit-
stellung von Belegplätzen in kommunalen Einrichtungen.
Darüber hinaus sind Hochschulangehörige, insbesondere Studierende oft auch 
ehrenamtlich in sozialen Bereichen tätig. Auch hier kann die Kommune mehr tun und 
Kooperationen, z. B. bei Praktikumsplätzen, mit den Hochschulen entwickeln. .
Die sozialen Rahmenbedingungen müssen für Studierende und andere Hochschulan-
gehörige adäquat sein. Beispiele sind eine spezielle Berufsberatung für Studierende 
durch die Arbeitsagentur, preiswerter Wohnraum oder Sozialberatung. Ziel muss 
es sein, dass Studierende die perfekten Rahmenbedingungen vorfinden, um sich 
auf das Studium konzentrieren zu können. Insbesondere bei der Gestaltung von 
Bildungsübergängen besitzt eine Kommune einen großen Handlungsspielraum, 
um qualifizierte Studierende in der Region zu halten. Sinnvolle Instrumente dafür 
sind Kooperationen mit dem Career Service Center der ansässigen Hochschule, 
die Präsentation auf Bildungs- und Arbeitsmessen sowie eine enge Verzahnung 
mit der lokalen und regionalen Wirtschafts- und Unternehmensstruktur und der 
Arbeitsagentur.
2.4. Bildung
Eine Hochschule ist nur ein Bestandteil der Bildungslandschaft in einer Kommune. 
Zu oft wird die Hochschule dabei als abgekoppelte und unantastbare Einheit wahr-
genommen. Dabei können Hochschulen für eine kommunale Bildungslandschaft 
wertvolle Impulse setzen. In Zeiten, in denen das Lernen längst nicht mit dem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss beendet ist, sondern Lebenslanges Lernen immer 
mehr zur Maxime wird, können auch Hochschulen durch gezielte Angebote den 
lokalen und regionalen Bildungsmarkt ergänzen. Insbesondere im Fort- und Weiter-
bildungsbereich können gezielt Angebote geschaffen werden für Quereinsteiger oder 
Berufstätige. Hier können in der Kooperationen von Wirtschaft, Kommune und Hoch-
schule gezielt bedarfsorientierte Bildungsangebote geschaffen werden.
Hochschulen können ihrem verbreiteten Elfenbeinturm-Image entgegenwirken, 
indem sie in einer Kommune Bildung erlebbar machen, Wissen und Wissenstransfer 
weiterentwickeln und in die breite Bevölkerung tragen. Kinder-Uni, öffentliche Ring-
vorlesungen, offene Hochschultage, Wissensmessen und vieles mehr sind Modelle 
und Projekte, die Hochschule erlebbar machen. Hier zeigen sich insbesondere die 
positiven Beispiele aus dem Wettbewerb des Stifterverbandes „Stadt der Wissen-
schaft“, die es zum zielt hatten Wissenschaft für alle erlebbar zu machen.
Ferner sollte aber auch eine Kommune für die Hochschule ein breites Bildungs-
angebot vorhalten: Bibliotheken einschließlich Stadtteilbibliotheken, Wissensein-
richtungen und Bildungsberatung machen einen Hochschulstandort attraktiver und 
für die Studierenden nutzbarer.
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Insbesondere eine gezielte Bildungsberatung kann dafür sorgen tragen, dass 
Studierende auch nach ihrer Ausbildung in der Kommune bleiben.
2.5. Kultur und Freizeit
Hochschulangehörige machen einen wesentlichen Prozentsatz der kommunalen 
Bevölkerung aus. Sie geben verhältnismäßig viel Geld für Freizeit oder Kultur-
angebote aus. Dabei haben Studierende und Hochschulmitarbeiter unterschiedliche 
Ansprüche und Interessen. Eine Kommune sollte daher sowohl Hochkultur als auch 
freie Szene fördern und so ein breites Spektrum an Kulturerlebnissen gewährleisten. 
Ganz gleich, ob es der Ausflug am Wochenende in Hochschulstandortnähe oder der 
abendliche Besuch in der Kneipe ist - Kneipen und Gaststättengewerbe können auch 
regionale Freizeitangebote durch Hochschulangehörige profitieren.- Die Kommune 
kann mit Kooperationen neue Impulse generieren: von Studentischem Theater bis hin 
zu Kooperationen in der Hochkultur. Eine Kommune kann hier nur profitieren.
3. Chancen
„Die Errichtung einer Hochschule hat für die Kommune wahrscheinlich finanzielle 
Lasten (Aufschließungskosten, Verkehrsverbindungen, Wohnungsbau, Verzicht auf 
eigenes Ausdehnungsgelände), kaum aber materiellen Gewinn zur Folge.“6  Galten 
Hochschulen 1960 noch als enorme finanzielle Belastung für eine Kommune und ein 
Land, muss man heute feststellen, dass es viele wertvolle Effekte für die Regionen 
gibt, in denen Hochschulen bestehen bzw. entstehen. Hochschulen und deren 
Angehörige können enorme finanzielle Auswirkungen auf die Regionalwirtschaft 
haben. Diese Auswirkungen sind nicht unmittelbar sichtbar, wie beispielsweise bei 
Unternehmensansiedlungen in einer Region, die Steuergelder in die kommunalen 
Kassen spülen.
Es sind zwei wesentliche Effekte zu beobachten: Der sogenannte Nachfrageeffekt und 
der Angebotseffekt. Der Nachfrageeffekt entsteht unmittelbar durch das Einkommen 
der Hochschulangehörigen und deren Ausgaben. So unterstützen Studierende und 
andere Hochschulangehörige die lokale Wirtschaft, Gastronomie, Einzelhandel uvm.. 
allein dadurch, dass sie konsumieren. Der Angebotseffekt entsteht dadurch, dass 
hochqualifizierte Hochschulabsolvent_innen in der lokalen Wirtschaft eingesetzt 
werden können oder neue Unternehmen gründen und dass die Forschung und 
Wissenschaftseinrichtungen einen „Output“ produzieren, der Innovationen hervor-
bringt. Im folgenden sollen die Chancen für Kommunen und Regionen dargelegt 
werden, wenn sie sich als Hochschulstandort begreifen.
6   Wissenschaftsrat (Hrsg.);1960: Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen - Teil 1: Wissen-
schaftliche Hochschulen, Köln, S. 56, zitiert nach: Mayr, Alois et al (Hrsg.) (1979): Universität und Stadt – Ein stadt-, wirtschafts- und sozialgeographischer 
Vergleich alter und neuer Hochschulstandorte in der Bundesrepublik Deutschland, Paderborn, S. 173.
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3.1. Finanzielle Auswirkungen
Der Hochschulapparat, das Studentenwerk und die Hochschulangehörigen selbst 
geben Geld aus. Das hat, sofern man verantwortungsvoll damit umgeht Aus-
wirkungen auf die Kommune.
Studierende
Die Einnahmen der Studierenden haben sich in den letzten Jahren stetig nach oben 
entwickelt, dennoch ergibt sich daraus kein wirkliches Plus an verfügbaren Barmitteln, 
da die Lebenserhaltungskosten ebenfalls gestiegen sind.
Die Finanzierungsquellen sind dabei höchst vielfältig und sehr unterschiedlich auf 
Hochschularten und Fächer verteilt. Ein eklatanter Unterschied von im Mittel über  
100 € monatlich weniger verfügbaren Mitteln besteht zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern.
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Sachsen ist nach Thüringen das Bundesland, in dem den Studierenden monatlich am 
wenigsten Geld zur Verfügung steht. Im Mittel hatte ein Studierender im Jahr 2012 
756 € zur Verfügung (zum Vergleich in Hamburg: 954 €) Neben den Zuwendungen 
von den Eltern werden im Durchschnitt 24 % der studentischen Einnahmen in den 
neuen Bundesländern durch das BaföG abgedeckt.
Den höchsten Anteil geben Studierende für die Miete aus,rund 34 % der Einnahmen 
werden für Miete gezahlt(dies variiert je nach Wohnform und Hochschulstand-
ort). In Leipzig beträgt die durchschnittliche Miete 251 € und in Dresden sogar nur 
247 € (zum Vergleich: Spitzenreiter Köln: 359 €) Bei den Lebensmitteln, Lernmitteln 
und Kleidungsausgaben gibt es keine nennenswerte Unterschiede zwischen den 
Bundesländern. Deutliche Unterschiede gibt es bei den Ausgaben für Mobilität.
Insbesondere an kleinen Hochschulstandorten (unter 50.000 Einwohner) wird von 
vielen Studierenden ein Auto genutzt, dies erhöht die Ausgaben für Mobilität enorm.
Mit steigender Einwohnerzahl am Hochschulstandort steigen die Freizeitausgaben 
der Studierenden signifikant an, von 57 € in Städten unter 50.000 Einwohner_innen 
auf 77 € in Städten mit über 500.000 Einwohner_innen. Es ist davon auszugehen, 
dass das Angebot von Freizeit-, Kultur- und Sportaktivitäten mit steigender 
Wohnbevölkerung wächst und somit die Ausgaben der Studierenden auch mit der 
jeweiligen Angebotsvielfalt am Hochschulstandort zusammenzuhängen. (Vgl.: 20. 
Sozialerhebung). Daraus ergeben sich für die lokale Wirtschaft direkte Einnahmen 
durch ein zusätzliches Konsumverhalten. Studierende, die sich durch Erwerbstätigkeit 
zusätzlich Geld verdienen, werden dieses Geld auch ausgeben. Eine Kommune kann 
zusätzliche Mittel generieren, sofern die Studierenden ihren Hauptwohnsitz in den 
Hochschulstädten anmelden (je nach Schlüsselzuweisung ca. 700 € pro Studierenden 
pro Jahr). Ferner können weitere Gelder durch die Zweitwohnsitzsteuer bzw. das 
Ummelden des Hochschulstandortes als Erstwohnsitz gewonnen werden.
Monatliche Ausgaben von Studierenden für... (im Durchschnitt)
Ausgaben 2006 2009 2012
Miete einschließlich Nebenkosten 266 € 281 € 298 €
Ernährung 147 € 159 € 165 €
Kleidung 50 € 51 € 52 €
Lernmittel 35 € 33 € 30 €
Auto/ ÖPNV 82 € 76 € 82 €
Gesundheit 54 € 59 € 66 €
Medien (Telefon, Internet, TV, Porto) 43 € 35 € 33 €
Freizeit, Kultur, Sport 62 € 63 € 68 €
(Vgl.: 20. Sozialerhebung)
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Finanzielle Auswirkung von Studierenden durch:
- Konsum
- Wohnen
- Steuereinnahmen
Hochschulen
Eine Hochschule wird zu einem wesentlichen Teil vom Staat (Bundesland) finanziert. 
Zu dieser Grundfinanzierung in der Höhe von durchschnittlich ca. 75 %, kommen 
ca. 25% Drittmittel von externen Geldgebern (z. B. Forschungsförderung, Aufträge 
von Unternehmen) und andere Finanzierungsquellen hinzu. Mehr als zwei Drittel 
der Gesamtausgaben werden für Personalkosten und ein Drittel für Sach- und 
Investitionskosten aufgebracht.
Bau und Investitionskosten verursachen direkte und finanzielle Effekte für die Region 
und fließen in die Region zurück. Laufende Sachkosten können, sofern die Hoch-
schule darauf achtet die Aufträge regional zu vergeben, in der Region bleiben. Bisher 
gehen Studien bei den Ausgaben für Sachkosten von einer Regionalisierungsquote 
von 57% aus. Eine Untersuchung an der Universität Kassel hat dargelegt, dass bis zu 
67% der Ausgaben in der Region Nordhessen verbleiben. Hier kann man intelligent 
und verantwortungsvolle Konzepte entwickeln, um diese Quote zu verbessern.
Ein Großteil der Personalkosten verbleiben in der Region. Allerdings muss stark 
differenziert werden, da viele Hochschulprofessor_innen ihren Hauptwohnsitz nicht 
am Hochschulstandort haben. So lag das Manko der ostdeutschen Hochschulstand-
orte darin, dass es nach der Wiedervereinigung in den neuen Bundesländern viele 
Berufungen aus Westdeutschland, die zu diesem Umstand geführt haben. Studien 
zeigen, dass etwa 10% des Konsums am Arbeitsort ausgegeben werden, 90% des 
Konsums am Wohnort getätigt werden, und 10 % überregional. Insbesondere ist das 
Konsumverhalten in Großstädten anders als in Mittelstädten, da das Warenangebot 
größer ist. Ein neuer Faktor ist auch der Internethandel. Dennoch bleibt ein Großteil 
der Einkommen, insbesondere der wissenschaftlichen und sonstigen Mitarbeiter_
innen in der Region.
Drittmittel führen als zusätzliche Mittel, die nicht aus der Landeskasse kommen, 
zu weiteren Effekten für die Region. Ferner lassen der Betrieb und die Inter-
nationalisierung von Hochschulen regelmäßig Gäste erwarten, die ebenfalls 
finanzielle Effekte für Wirtschaft und Steuereinnahmen verursachen, die der Region 
zugutekommen.
Eine Untersuchung an der Technischen Universität Berlin, ergab einen Wert-
schöpfungseffekt, der um 192% höher ist als die Grundfinanzierung der Hoch-
schule. Dabei entsteht der wesentliche Faktor dieses Wertschöpfungseffektes durch 
Studierende und eingeworbene Drittmittel. Zudem konnten Angebotseffekte 
erzeugt werden: Arbeitskräfte, Kooperationen mit Wirtschaft und Forschung sowie 
Unternehmensgründungen
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Finanzielle Auswirkungen auf die Region von Hochschulen durch:
- Bauinvestitionen
- Sachausgaben der Hochschule
- Personalausgaben
(vgl.: Blume und Fromm; 2000)
Beispiel Technische Universität Freiberg:
Die TU Freiberg bietet ein besonderes Profil welches gekennzeichnet ist  durch die 
Felder Geo, Material, Energie und Umwelt. Sie versteht sich als Ressourcenuniversität 
und konzentriert sich auf Rohstoffsicherung. Mit diesen konkreten Profil bietet die 
Hochschule fünf Diplomstudiengänge, 20 Bachelorstudiengänge und weiterführende 
Masterstudiengängen an (auch drei englischsprachige). Die Universität hat zu dem 8 
An-Institute gegründet und pflegt umfangreiche Kontakte zu anderen internationalen 
Hochschulen und insbesondere zur Privatwirtschaft. Daraus resultieren im Verhältnis 
sehr hohe Drittmittel einnahmen. Mit einer klaren Profilierung und wertvollen Ver-
netzungen und Kooperationen konnten so Drittmittel jährlich von ca 46 Millionen 
Euro eingeworben werden, Drittmittel die auch für die gesamt Region nutzbar sind.
Studentenwerke
Ähnlich wie bei den Hochschulen ist es auch bei den Studentenwerken. Sie beziehen 
einen Großteil ihrer finanziellen Mittel vom Land. Ferner wird durch die Semesterbei-
träge zusätzliches Geld eingespeist. Insbesondere die Semesterbeiträge sind, je nach 
Herkunft der Studierenden, Mittel aus Regionen, die nicht mit dem Hochschulstand-
ort identisch sind. Daher können auch diese Gelder zu finanziellen Effekten für die 
Region führen.
3.2. Wirtschaftsstruktur - Wissen als regionaler Wirtschaftsfaktor
Die Relevanz von Wissenseinrichtungen für die Wirtschaft ist sehr bedeutend. Aber 
auch die Wissenschaft kann von einer regionalen Unternehmensstruktur profitieren. 
Dabei impliziert der Wissenstransfer drei Ebenen: Personaltransfer, Informationstrans-
fer und Technologie- bzw. Forschungstransfer.
Ausgangspunkt von positiven Effekten sind belastbare und stiftende Netzwerke. 
Sie entstehen durch räumliche Nähe und Kooperationsstrukturen zwischen den 
Institutionen. Wissenschaftliche Studien haben unter dem Schlagwort der Raumwirk-
samkeit belegt, dass insbesondere Wirtschaftsinstitutionen in unmittelbarer Nähe 
von Wissenseinrichtungen profitieren: „Die These der Raumwirksamkeit läßt sich 
theoretisch u.a. aus der Einbindung von Wissenschaftseinrichtungen in regionale 
Innovationsnetzwerke und der in diesem Zusammenhang besonderen Bedeutung 
von persönlichen Kontakten zwischen Wissenschaftlern und Unternehmen für den 
Wissenstransfer ableiten. Die Raumwirksamkeit resultiert aus der ökonomischen 
Sicht daraus, daß in räumlicher Nähe zu Hochschulen und Forschungsinstitutionen 
die Transaktionskosten der Informationsgewinnung über das Angebot von 
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Wissenschaftseinrichtungen und die Kosten der Kontaktaufnahme und Zusammen-
arbeit mit Wissenschaftlern geringer sind als im Fall von Wissenschaftseinrichtungen 
in größerer räumlicher Entfernung“7
Einen besonderen Effekt erzielt die Wirtschaft dadurch, dass die Zeitabfolge zwischen 
Forschung und der technologischen Umsetzung von Wissen geringer wird.
Welche Voraussetzungen sind entscheidend für einen stetigen und beiderseits 
gewinnbringenden Wissenstransfer:
• Wirtschaft und Hochschulen benötigen eine belastbares Netzwerk und 
gemeinsame Kontakte. Als Ziel sollte die gemeinsame Optimierung vorhandener 
und Entwicklung neuer Studien-, Forschungs- und Dienstleistungsangebote der 
Hochschule sein.
• Rekursivität der Netzwerke und Zusammenarbeit (offener und regelmäßiger Aus-
tausch (Workshops, Erfahrungsaustausch, Tagungen usw.)
• Gegenseitige Nutzung von Ressourcen (Weiterbildungsangebote, Technische Ein-
richtungen usw.)
• Gegenseitige Arbeitsperspektiven/ Tätigkeitsfelder (Hochschulabsolventen in die 
Unternehmen, gezielte Lehraufträge an Mitarbeiter ansässiger Unternehmen)
Potentieller Nutzen der Zusammenarbeit von Hochschulen und Unternehmen.
Für die Unternehmen:
• Einblick in den neusten Stand der Wissenschaft und Technik
• Problemlösungspotentiale im Rahmen laufender Projekte
• Zugang zu öffentlich geförderten Forschungsprojekten
• Nutzung technischer Infrastruktur
• Weiterbildungsmöglichkeiten für Mitarbeiter
• Kostensparende Akquise neuer Mitarbeiter_innen
Für die Hochschule:
• Anwendung von Forschungsergebnissen
• Anregung für neue Forschungsprojekte
• Einwerbung von Drittmitteln
• Zugang zu öffentlich geförderten Industrieprojekten
• Praxisbezogene Ausbildung der Studierenden durch Praktika und 
Abschlussarbeiten in den Unternehmen
• Personaltransfer von Wissenschaftlern in den Unternehmen
(vgl.: Blume und Fromm: http://www.uni-kassel.de/upress/online/frei/978-3-933146-31-1.volltext.frei.pdf )
7 Blume, Fromm: Regionalökonomische Bedeutung von Hochschulen; Kassel; 2000
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3.3. Arbeitsmarkt
Hochschulen haben auf vielfältige Art und Weise direkte Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt.
Unmittelbar durch den Hochschulapparat und das Studentenwerk entstehen Arbeits-
plätze, die je nach Hochschulstandort enorme Einflüsse auf die Sozialstruktur der 
Region haben können. Darüber hinaus entstehen durch die Hochschule indirekte 
Effekte für den Arbeitsmarkt, beispielsweise durch Arbeitsverhältnisse, die mit der 
Bearbeitung von Sachausgaben und Investitionen entstehen, durch Ansiedlung von 
Forschungs- und Innovationsunternehmen, durch zu versorgende Studierenden in 
Kultur- und Sozialeinrichtungen usw.. So ergeben Studien, dass zusätzlich zu den 
direkt an der Hochschule bestehenden Beschäftigtigungsverhältnissen, noch ein-
mal Arbeitsplätze der gleichen Größenordnung als indirekte Folge entstehen. Hoch-
schulen sind primär Ausbildungsstätten und schaffen somit hochqualifiziert aus-
gebildete Absolventen, die für die Regionalwirtschaft von Bedeutung sein können. 
Insbesondere eine bessere Berufsfeldorientierung und verstärkte Kooperationen 
mit der Regionalwirtschaft schaffen bereits während der Ausbildungszeit enge 
Kontakte und einen intensiven Austausch zwischen zukünftigen Arbeitgebern und 
Absolvent_innen. Auch wenn die Berufsfeldorientierung im Zuge des Bologna-
Prozesses vermehrt in die Konzipierung von Studiengängen Einzug erhalten hat, wird 
ausgerechnet dieses Feld immer noch stiefmütterlich behandelt. Enge Kooperationen 
und Netzwerke zwischen Hochschule und Wirtschaft können hier Abhilfe schaffen. 
Einige Hochschulen bieten Praktikumsbörsen an, um den Studierenden während des 
Studiums Arbeitsmöglichkeiten aufzuzeigen. Career Services sind ebenfalls ein wert-
voller Bestandteil der Arbeitsmarktpolitik von Hochschulen. Hochschulen, Kommunen 
und Wirtschaft sollten zusammen ein großes Interesse daran haben, dass die 
Absolvent_innen in der Region bleiben und Arbeit finden, daher sind hier verbesserte 
Strukturen unabdingbar. Das Duale-Studium bietet insbesondere in praxisorientierten 
Studiengängen eine Alternative und die enge Kopplung zwischen Wirtschaft und 
Ausbilder.
Neben der Bereitstellung und Sicherstellung eines qualifizierten Arbeitskräfte-
potentials entwickeln Hochschulen auch ein forschungsorientiertes Humankapital. 
Unternehmen und Wirtschaft können durch unmittelbare räumliche Nähe auf das 
Know-How von Wissenschaftler_innen und Forscher_innen zurückgreifen und nutz-
bar machen.
Diese Ressourcen und Entwicklungspotentiale sollten zusammen mit Kommune, 
Hochschule und Wirtschaft etabliert und entwickelt werden. Kooperationen und 
Netzwerke, die zielorientiert zusammenarbeiten, können für die gesamte Region 
und die Hochschule eine Win-Win Situation erzeugen. Die Wirtschaft bekommt die 
Arbeitskräfte die sie braucht, die Hochschule kann durch Profilierung punkten und die 
Kommune profitiert durch hochqualifizierte Absolvent_innen und Arbeitnehmer, die 
in der Region bleiben und für die Kommune ökonomische Effekte erzeugen.
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Städte und Kommunen, die durch eine aktive Netzwerkbildung das Potential der 
Hochschulen nutzen, haben dadurch einen entscheidenden Standort- und Wett-
bewerbsvorteil. Eine Kommune, die ihren Arbeitskräftebedarf selbst generieren kann, 
wird durch die dadurch entstehende Produktivität weitere Arbeitsplätze schaffen
Beispiel: Zwickau
Zwickau ist bekannt für die Automobilindustrie. Seit 1904 werden hier ohne Unter-
brechung Automobile produziert. Ein Wirtschaftszweig, den auch die ansässige 
Hochschule widerspiegelt. Die Westsächsische Hochschule Zwickau – Hochschule für 
angewandte Wissenschaften bietet drei Säulen der Hochschulausbildung an: Technik, 
Wirtschaft und Lebensqualität, u.a. in den Fachrichtungen Maschinenbau, Kraftfahr-
zeugtechnik und Wirtschaftswissenschaften.
„Die Westsächsische Hochschule Zwickau ist eine multidisziplinäre akademische 
Bildungsstätte mit einer über 100-jährigen Tradition insbesondere in der Ingenieur-
ausbildung. Sie greift neben diesem Schwerpunkt immer stärker gesellschaftliche 
Entwicklungstrends in den Bereichen Wirtschaft, Gesundheit und Energie auf. Dazu 
berücksichtigt sie neue Inhalte auch unter den Aspekten der Internationalisierung 
und Mobilität. Interdisziplinäre Zusammenarbeit bestimmt das fachliche Profil und 
steigert die Wettbewerbsfähigkeit in Lehre und Forschung. Innovation und Tradition 
sind Grundlage unseres Handelns.“
Aus diesem Leitbild der Hochschule sind verschiedene Aspekte ablesbar, die zeigen, 
wie sich die Profile von Hochschule und die Kommune gegenseitig bedingen.
Regionale Verantwortung: Wir fühlen uns der Region Westsachsen, ihren Menschen 
und ihrer Wirtschaft besonders verpflichtet und gestalten die kulturelle, wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Entwicklung mit.
Zusammenarbeit mit Wirtschaft: Wir betrachten Forschung als unverzichtbare Auf-
gabe unserer Hochschule. Als wissenschaftliches Kompetenzzentrum ermöglichen wir 
durch anwendungsbereite Forschungsergebnisse und Weiterbildungsangebote einen 
permanenten Wissenstransfer.
Die meisten ansässigen Firmen sind in der Automobilindustrie tätig. Insbesondere 
Volkswagen hat in Zwickau eine tagtägliche Fertigungskapazität von 1200 Fahr-
zeugen. Zwickau hat in Sachsen die niedrigste Arbeitslosenquote von 6,9 % (Stand 
2015).
3.4. Regional- und Stadtentwicklung
Hochschulentwicklung und Stadtentwicklung zusammen erarbeiten ist kein leichtes 
Unterfangen. Hochschulen und ihre Standorte in der Stadt sind meist schon über 
Jahrhunderte etabliert, eine Neuanlage aus „einem Guss“ ist heutzutage selten. Meist 
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entstehen solche Neuanlage in Randgebieten von Städten. Dennoch gibt es viele 
Möglichkeiten bei Stadt- und Hochschulentwicklung die beachtet werden können. 
Die Kommune ist in der Regel für die Umfeldinfrastruktur von Hochschulstandorten 
verantwortlich. Meist - und daraus ergeben sich gewissen Schwierigkeiten- ist das 
Land, nicht die Hochschule selbst, Planer und Bauherr und damit auch Finanzierer von 
Hochschulgebäuden. Als weiteres Problem für eine gemeinsame Stadt- und Hoch-
schulplanung kann sich ergeben, wenn die Hochschulstandorte auf verschiedene 
Kommunen verteilt sind. Gute Kommunikation ist der beste Ausgangspunkt für eine 
erfolgreiche Standortentwicklung.
Folgende Punkte sind zu beachten:
Bei Hochschulstandorten in Randgebieten, muss eine Verkehrsanbindung vorhanden 
sein, auch in den frühen Morgen Stunden und Abends. Insbesondere in Stoßzeiten 
(Seminare und Vorlesungen sind in der Regel immer zu gewissen Zeiten vorbei oder 
beginnen zu gewissen Zeiten - hier muss auch bei der Mobilität darauf geachtet 
werden, dass es zu Stoßzeiten nicht zu Engpässen kommt). Ferne muss an solchen 
Standorten auch Infrastruktur im Sinne von Einkaufsmöglichkeiten oder Gastro-
nomischen Einrichtungen vorhanden sein.
Gegenseitige Rücksichtnahme von Hochschule und Kommune. Viele städtebauliche 
Projekte auf der einen Seite, viele Hochschulentwicklungspläne auf der anderen 
Seite haben Konsequenzen auf das Gesamtgefüge der Stadt. Hier gilt es gemeinsame 
Kommunikationsstrategien zu entwickeln, dass man mit einander entwickelt.
Dynamik des Wissenschaftsbetriebs: Projektförderung, Drittmittel -Projekte oder 
Exzellenzinitiative, viele Projekte an Hochschulen sind kurzfristig angelegt, dies hat 
auch Auswirkungen auf die Hochschulentwicklung, denn oft werden jene Projekte 
nicht langfristig geplant und in städtebauliche und infrastrukturelle Gegebenheiten 
eingeplant (beispielsweise kurzfristige Anmietungen).
Ansiedlung von Forschungs- und Unternehmensstrukturen fördern. An-Institute 
und universitäre Ausgliederungen müssen räumlich mitgedacht werden. Eine Stadt-
planung der kurzen Wege die die Kommunikation zwischen Wissenschaft, Lehre, 
Forschung, Industrie und Wirtschaft befördert.
Studentenwerke müssen verstärkt in die Kommunikation von Hochschule und 
Kommune miteinbezogen werden, damit auch die sozialen Rahmenbedingungen in 
die Gesamtkonzeption berücksichtigt werden.
Best-Practice-Beispiel: „Die Hochschulstadt“ - Hannover
Hannover hat mehr als 33.000 Studierende und 10.000 Beschäftigte an den den 7 
Hochschulen, mehrere Excellenzcluster und viele außeruniversitäre Forschungs- 
und Wissenschaftseinrichtungen. Ab 2007 begann man den Wissenschaftsstandort 
bewusst zu gestalten. So wurde Anfang 2007 die Initiative Wissenschaft Hannover 
Kommunen als Hochschulstandorte
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gegründet. In der Initiative engagieren sich alle 7 Hochschulen, wichtige wissen-
schaftliche Einrichtungen, die Volkswagen-Stiftung, das Studentenwerk und die Stadt 
Hannover. Es wurde ein Lenkungskreis und mehrere Arbeitsgruppen eingesetzt, um 
das Ziel, Hannover als Wissenschaftsstadt und damit eine bessere Wahrnehmung und 
Attraktivität des Standortes zu fördern. Der Lenkungskreis ist angegliedert beim Ober-
bürgermeister der Stadt und es wurde ein Sachgebiet „Wissenschaftsstadt Hannover“ 
eingerichtet. Lenkungskreis und Arbeitsgruppen konzipieren unter Beteiligung der 
Hochschulgliederungen und außeruniversitären Einrichtungen Projekte.
So wurde ein erfolgreiches Hochschul- und Wissenschaftsportal eingerichtet. Ein 
besonderes Augenmerk wird auf die Internationalisierung durch die Unterstützung 
von ausländischen Studierenden und wissenschaftlichem Personal gelegt. Darüber 
hinaus gibt es Welcome-Zentren und Initiativen. Zusammen mit der Stadt wurden 
die sozialen Rahmenbedingungen verbessert (Kita-Plätze, Willkommensbonus bei 
Wechsel des Hauptwohnsitzes nach Hannover). Ein besonderer Schwerpunkt ist 
die Kooperation mit der Industrie- und Handelskammer, die Zusammenarbeit mit 
Betrieben und Institutionen. Hierdurch sollen Studierende nach dem Studium in der 
Region gehalten werden („Study and Stay“). Ferner wurden verschiedene öffentlich-
keitswirksame Formate entwickelt, um Wissenschaft in der Stadt sichtbar und erfahr-
bar zu machen.
28
4. Schlussfolgerungen
Um einen Hochschulstandort für die Kommune erfolgreich zu gestalten, bedarf es 
verschiedener Strategien. Wie bereits eingangs beschrieben, sollten folgende Hand-
lungsfelder bei der Kooperation von Hochschule und Kommune beachtet werden:
Handlungsfelder einer Kommune als erfolgreicher Hochschulstandort:
1. Vernetzung und Kooperationsstrukturen der (Bildungs-) Akteure
2. kommunale Infrastruktur
3. Soziale Rahmenbedingungen
4. Bildung/ Wissenstransfer
5. Öffentlichkeitsarbeit/ Standortprofilierung
6. Perspektiven schaffen
4.1. Vernetzungs- und Kooperationsstrukturen
• Feste Ansprechpartner und Strukturen in den Netzwerken, damit Koordinations-
probleme und Mehrarbeiten vermieden werden, Vernetzung von Schlüsselfiguren 
auf Augenhöhe
• Politischer Rückhalt und Unterstützung als Stabilisierung der Netzwerke
• gemeinsame Projekte und Zielsetzungen (auch Etablierung von Beteiligungs-
prozessen der Akteure, gemeinsame Zielfindung)
• kontinuierliche Strukturen und Arbeitsweisen zur Verbesserung der 
Kommunikation
• Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation nach Außen und die Aufnahme von 
Anregungen von Außen in die Netzwerke
4.2. kommunale Infrastruktur
• Kooperationen mit den kommunalen Eigenbetrieben, Daseinsvorsorge
• Mobilitätsstrukturen (Radwege, Fahrradstellplätze, Semesterticket, ÖPNV-Linien, 
die auf die Hochschulstandorte reagieren)
4.3. Soziale Rahmenbedingungen
• Vernetzung von sozialen Einrichtungen (Kommunale Träger, Freie Träger, 
Studentenwerk usw.)
• Familiengerechte Hochschule (Betreuung, Beratung, Studienorganisation usw.)
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• Wohnungspolitische Leitlinien (sozialer Wohnungsbau, Studentenwohnheime, 
Hochschulnaher bedarfsgerechter Wohnraum)
4.4. Bildung/ Wissenstransfer
• Vernetzung von Bildungsakteuren
• Bildungsberatung von der Schule bis zur Berufstätigkeit ausbauen
• Wissenstransfer sicherstellen, Kooperationen aufbauen und nutzbar machen
• Netzwerke und Kooperationen mit Bildungsinstitutionen (Bibliotheken, Bildungs-
einrichtungen, Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen usw.)
4.5. Öffentlichkeitsarbeit
• Öffentlichkeit schaffen und Wissenschaft erlebbar machen (Öffentliche Ver-
anstaltungen, Podiumsdiskussionen, Ausstellungen usw.)
• Profilierung der Hochschule in Zusammenarbeit mit der Kommune und ansässigen 
Unternehmen schärfen
• Alleinstellungsmerkmale selbst be wusst kommunizieren
• Standortfaktoren gemeinsam etablieren und kommunizieren (Familienfreundlich-
keit, Profil, Stadtimage usw.)
4.6. Perspektiven schaffen
Bleibequote erhöhen:
• Hochschulangebote zum Übergang vom Studium in die Arbeitswelt ausbauen 
• Kooperationen mit Wirtschaft und Unternehmen verstetigen
• Standortfaktoren verbessern (soziale Rahmenbedingungen)
• Angebote für Angehörige von Hochschulangehörigen
• Bildungskooperationen und Bildungsberatungsangebote schaffen
• Fort- und Weiterbildungsangebote für die gesamte Region
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